Dieter Röhle 

Betriebsratsvorsitzender des VHS-Bildungswerk in Thüringen

Situationsbericht zu „Bildungsgutscheinen in der Weiterbildung“ am 9. September 2003 in Berlin

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

die Anzahl der Bildungsgutscheine ist Hauptbestandteil der Bildungsmaßnahmeplanung eines Arbeitsberaters und kostenbestimmend. Werden nun weniger Bildungsgutscheine eingelöst, als ausgegeben wurden, wird die Maßnahme mit weniger Teilnehmern als geplant durchgeführt. Dies hat zur Folge, dass geringeren Kosten für das zuständige Arbeitsamt entstehen.

Dazu ein Beispiel:

Eine kaufmännische Umschulung wird mit 15 Teilnehmern = 15 Bildungsgutscheinen geplant. Werden nun 65,5 % eingelöst, sind weniger als 10 Teilnehmer (9,825) in der Maßnahme und es entstehen auch nur 65,5 % der Maßnahmekosten.

Für diese Maßnahme sind nun vier Bildungsträger von dem Arbeitsamt zugelassen. Jeder Bildungsträger bemüht sich und hofft nun – besser: er erfleht -, dass möglichst viele Bildungsinteressierte ihren Bildungsgutschein bei ihm vorlegen. Ein Bildungsträger hat nun das Glück, fünf Teilnehmer - also den doppelten Durchschnittswert pro Träger - zu gewinnen, dann bedarf es bei diesem dramatischen Kostendruck besonderer methodischer Vorgehensweisen und Personaleinsatzplanungen, um eine qualitativ hochwertige Umschulung zu ermöglichen. Ob es gelingen wird, ist sicherlich erst am Ende der Maßnahme zu beurteilen.

Dieser Kostendruck wird in vielen Fällen auf den Mitarbeiter verlagert, wodurch ohnehin schon prekäre Arbeitsverhältnisse zu katastrophalen Bedingungen ausgeführt werden müssen. Ein anderer Aspekt dieses Kostendrucks ist der vernichtende Konkurrenzkampf der Weiterbildungsträger mit nicht unbedingt kostendeckenden Angeboten, in der Hoffnung, Teilnehmer und damit Bildungsgutscheine von in Insolvenz geratenen Wettbewerbern zu erhalten. Hierdurch könnten die Einnahmen erhöht werden, aber die Qualität in der Weiterbildung wird zurückgehen.

Außerdem wird der bildungssuchende Arbeitslose bei der Auswahl des Bildungsträgers allein gelassen. Hier wäre eine unabhängige Beratungsstelle von Nöten.

Die im Beispiel genannte Einlösequote ist kein fiktiver Wert, sondern ergibt sich aus einem aus Arbeitsmarktberichten ermittelten Durchschnitt.

Allerdings erfassen nur wenige Arbeitsämter statistisch die ausgegebenen und eingelösten Bildungsgutscheine oder veröffentlichen dies.

Meine Internetrecherchen führten mich nur zu den wenigen folgenden Fundstellen:

Arbeitsamt
Berichtsmonat
Ausgegeben
Eingelöst
Prozent

Annaberg
Juni 2003
702
502
71,5

Frankfurt/O.
Juli 2003
1407
1027
73,0

Zickau
Mai 2003
1212
881
72,7

Chemnitz
Aug. 2003
1647
958
58,2

Witenberg
Juli 2003
464
317
68,3

Pauen
Juli 2003
791
517
65,4

Halberstadt
Juni 2003
741
369
49,8

Halle
Juni 2003
2000
1299
64,9

Durchschnitts-Einlösequote der genannten Arbeitsämter: 
65,5 %
Im Vergleich: Aus de alten Bundesländern





LAA BW
Juni 2003
4023
2231
55,5

Für mich stellen sich folgende Fragen: 

· Wie werden die somit nicht ausgegebenen Mittel verwendet?

· Werden zusätzliche Maßnahmen geplant?

· Führt dies mittelfristig zu der Argumentation: Soviel Fort- und Weiterbildung, wie geplant, wird gar nicht benötigt?

· Kommt es dadurch zu weiteren Kürzungen der Mittel für FbW?

· Werden den Arbeitslosen nicht wichtige Chancen genommen?

· Führt diese Verfahrensweise nicht zu einem weiteren dramatischen Einbruch für Arbeitslose und Beschäftigte in der Weiterbildung?

· Werden nicht die Langzeitarbeitslosen und die neuen Bundesländer abgeschrieben?

Daher ist eine berechtigte Forderung:

· Rücknahme der flächendeckenden Einführung der Bildungsgutscheine.

· Mehr Publizität über die Einlösequote der Bildungsgutscheine.

Weiterbildung muss eine Daueraufgabe bleiben, deren Finanzierung auch dauerhaft gesichert werden muss.
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